
auf eine besondere Ausgestaltung des Schadenersatzes 
verzichtet. Alle Regelungen, die den Schadenersatz be­
treffen, sind hinsichtlich der Voraussetzungen der Be­
freiungsmöglichkeit des Schädigers, des Umfangs und 
der Art und Weise des Schadenersatzes im Fünften Teil 
„Schutz des Lebens, der Gesundheit und des Eigentums 
vor Schadenszufügung“ enthalten. Der Schadenersatz ist 
hier die typische Sanktion, seine Regelung wird vom 
Bürger im Gesetz auch an dieser Stelle gesucht. Dies 
hat zur Folge, daß im Vertragsrecht bezüglich des 
Schadenersatzes auf diese Bestimmungen verwiesen 
wird. Dadurch wird gleichzeitig eine sonst notwendige 
doppelte Regelung und der Dualismus des bisherigen 
Schadenersatzrechts mit den sich daraus ergebenden 
Fragen der Anspruchskonkurrenz usw. vermieden.
Als letztes Beispiel für diese Methode sei noch auf 
die Regelung über den Fund verwiesen, die im Teil 
über den „Schutz des Lebens, der Gesundheit und des 
Eigentums vor Schadenszufügung“ Aufnahme gefunden 
hat. Das vor allem deshalb, weil es hierbei in> erster 
Linie um die Sicherung der Interessen des Verlierers 
geht und nicht um Fragen des Eigentumserwerbs an 
gefundenen Gegenständen.
Ein weiteres Anliegen der vorgenommenen Gliederung 
des Entwurfs war es, das richtige Verhältnis zwischen 
dem notwendigen Abstraktionsgrad eines Gesetzes und 
den der Regelung zugrunde liegenden Lebensverhält­
nissen zu sichern. Die zivilrechtlichen Verhältnisse sind 
außerordentlich vielgestaltig. Es ist daher schon des­
halb nicht möglich, jedes im Leben existierende Zivil­
rechtsverhältnis im Zivilgesetzbuch zu regeln. Auch 
die entsprechenden Maßnahmen der staatlichen Leitung 
und Planung entwickeln sich weiter und sind Verände­
rungen unterworfen, was bei der Ausarbeitung eines 
Gesetzes, das für einen langen Zeitraum gelten soll, 
zu beachten ist. Aus diesem Grunde müssen die Nor­
men einen entsprechenden Abstraktionsgrad besitzen, 
der der Dynamik der Entwicklung der sozialistischen 
Gesellschaft Rechnung trägt. Dabei wurde jedoch stets 
darauf geachtet, daß das Prinzip der Verständlichkeit 
und Überschaubarkeit des Gesetzes voll gewahrt bleibt 
und sich die den einzelnen Lebensverhältnissen und 
ihrer Gestaltung dienenden Rechtsnormen nicht in 
abstrakte Regeln auflösen.
Unter diesen Gesichtspunkten wurde auch die sprach­
liche Fassung des Entwurfs ständig überprüft. Soweit 
das möglich war, wurde auf abstrakte juristische 
Institute verzichtet und eine möglichst lebensnahe Ge­
setzessprache angestrebt. Das führte keineswegs zu 
einem Verzicht auf klare Festlegungen über die Rechte 
und Pflichten der Beteiligten, da es eine wichtige Funk­
tion des Gesetzes ist, auch für den Konfliktfall Grund­
lage für dessen Beilegung durch das eigenverantwort­
liche Handeln der Beteiligten bzw. für die Entscheidung 
des Gerichts zu sein.
Die während der Ausarbeitung des Gesetzes durchge­
führten Aussprachen mit Arbeitern und die Zusam­
menarbeit mit Journalisten hat sich durchaus positiv 
auf die sprachliche Fassung des Entwurfs ausgewirkt. 
Dies bedeutet jedoch nicht, daß er nicht auch in dieser 
Hinsicht weiter zu verbessern wäre. Deshalb sollten 
auch Fragen der sprachlichen und stilistischen Fassung 
der einzelnen Bestimmungen Gegenstand der Diskus­
sion sein. Anregungen und Vorschläge dazu sind eine 
wertvolle Hilfe für die weitere Qualifizierung des 
Gesetzbuchs.

Gliederung des ZGB-Entwurfs
Die große politische Bedeutung, die dem Zivilgesetz­
buch zukommt, machte es notwendig, dem Gesetzbuch 
eine Präambel voranzustellen, in der — von der ge­

sellschaftlich-historischen Situation ausgehend — die 
wesentlichen Ziele und Aufgaben des Zivilgesetzbuchs 
und die Wege und Mittel zu ihrer Erreichung und Lö­
sung dargelegt werden.
Das Gesetzbuch selbst ist in sieben Teile gegliedert. 
Der Erste Teil (§§ 1 bis 16) enthält die ..Grundsätze 
d?-? sozialistischen Zivilrechts“. Diese bestimmen maß­
geblich das Profil des gesamten Gesetzes und sind die 
Grundlage für alle Einzelregelungen in den anschlie­
ßenden Teilen. Alle Regelungen des Zivilgesetzbuchs 
sind im Sinne dieser Grundsätze auszulegen und anzu­
wenden. Die Grundsätze finden ihre Konkretisierung 
in den Grundsatzbestimmungen, die den einzelnen 
Teilen und Kapiteln vorangestellt sind und die, bezo­
gen auf die jeweils geregelten Verhältnisse, Aussagen 
über Aufgabe und Gegenstand, d. h. über die Ziel­
richtung der gesetzlichen Regelung, enthalten.
Diese Absicht wird auch bei zahlreichen Einzelrege­
lungen des Entwurfs deutlich. Die Aufnahme wesent­
licher Motive und der zu erreichenden Ziele sind wich­
tige Methoden einer sozialistischen Gesetzgebung, die 
es im Gegensatz zum bürgerlichen Recht nicht nötig 
hat, den Klassencharakter eines Gesetzes und damit 
seinen politischen Zweck hinter möglichst abstrakten 
Regelungen zu verschleiern. Unter diesen Gesichts­
punkten enthält der Entwurf sowohl Verhaltensnor­
men — sie machen die Mehrzahl aus — als auch Auf­
gabennormen und Kombinationen beider Typen. Ein 
wichtiges Anliegen war es, bei allen Regelungen mög­
lichst deutlich den ihnen zugrunde liegenden gesell­
schaftlichen Vorgang sichtbar zu machen, um so den 
gesellschaftsgestaltenden Charakter des sozialistischen 
Zivilrechts zum Ausdruck zu bringen.
Der Zweite Teil (§§ 17 bis 42) enthält die Bestimmun­
gen über „Das sozialistische Eigentum und das persön­
liche Eigentum“ sowie den Rechtsverkehr mit Sachen. 
Die Regelung des sozialistischen Eigentums an dieser 
Stelle macht die grundlegende Bedeutung sichtbar, die 
dieser Eigentumsform als der ökonomischen Grundlage 
unserer Gesellschaft auch für die Gestaltung der zivil- 
rechtlichen Beziehungen zukommt. Das sozialistische 
Eigentum, seine Mehrung und sein Schutz sind die ent­
scheidende Voraussetzung für die Befriedigung der 
materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Bürger. 
Es ist aber nicht nur Grundlage der sozialistischen 
Produktions- und Verteilungsverhältnisse, sondern 
auch Eigentum, das in der Konsumtionssphäre in das 
persönliche Eigentum der Bürger übertragen wird 
bzw. Gegenstand der persönlichen Nutzung durch die 
Bürger ist. Der Entwurf enthält deshalb die erforder­
lichen Regelungen über die Rechte und Pflichten sowie 
über die Ausübung der Befugnisse aus dem sozialisti­
schen Eigentum, und zwar insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt seiner Teilnahme am Zivilrechtsverkehr, 
d. h., soweit es dem zivilrechtlichen Regime unterliegt. 
Im übrigen ist die rechtliche Ausgestaltung des sozia­
listischen Eigentums Aufgabe des Staatsrechts, Wirt­
schaftsrechts, LPG-Rechts usw.
Als vom sozialistischen Eigentum abgeleitet, wird in 
diesem Teil in Konkretisierung von Artikel 11 der Ver­
fassung auch das persönliche Eigentum ausgestaltet. 
Es erfährt eine umfassende Regelung.
Die weiteren Bestimmungen über den Erwerb und den 
Schutz des Eigentums haben allgemeinen Charakter. 
Sie gelten für alle Eigentumsformen. Es handelt sich 
um allgemeine Regelungen über den Rechtsverkehr mit 
Sachen, die auch in anderen Bereichen Anwendung 
finden können.
Der Dritte Teil Verträge zur Gestaltung des materiel? 
len und kulturellen Lehens“ (§§43 bis 2831 bildet den 
Hauptteil des Gesetzes. Dies kommt bereits darin zum
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